
Öffentliche Bekanntmachung  
der Gemeinden Rhauderfehn und Ostrhauderfehn  
über das Widerspruchsrecht zur Übermittlung von Daten aus dem Melderegister  

Nach dem Bundesmeldegesetz (BMG) können Sie der Weitergabe Ihrer Daten - für die 
nachstehenden Fälle - ohne Angabe von Gründen widersprechen (Einrichtung einer
Übermittlungssperre): 

 Datenübermittlungen an öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften                               
(§ 42 Abs. 3 BMG) 

 Auskunft über Meldedaten an Parteien, Wählergruppen und andere Träger von 
Wahlvorschlägen im Zusammenhang mit Wahlen (§ 50 Abs. 1, 5 BMG) 

 Auskunft über Alters- und Ehejubiläen an Presse, Rundfunk und gewählte Mitglieder 
staatlicher kommunaler Vertretungskörperschaften  
(§ 50 Abs. 2 BMG, § 6 Abs. 2 Nds. AG BMG) 

Den Widerspruch können Sie zu jedem Zeitpunkt erklären. Betroffene, die von diesem Recht 
Gebrauch machen möchten, sollten dies der zuständigen Meldebehörde Ihres Wohnortes 
schriftlich mitteilen. 

Ein Widerspruch gegen die Datenübermittlung an die Bundeswehr ist seit dem 01.01.2026 nicht 
mehr möglich. Zuvor eingelegte Widersprüche verlieren an diesem Tag ihre Gültigkeit. 

Bisher bestand die Möglichkeit des Widerspruchs gegen die Datenweitergabe zum Zweck der 
Übersendung von Informationsmaterial nach §§ 36 Abs. 2 BMG, 58c Soldatengesetz (SoldG). 
Diese ist mit dem durch den Deutschen Bundestag am 05.12.2025 beschlossenen „Gesetz zur 
Modernisierung des Wehrdienstes“ (Wehrdienst-Modernisierungsgesetz) weggefallen. Aufgrund 
der hierin enthaltenen Änderungen des Wehrpflichtgesetzes (WPflG), Soldatengesetzes und 
Bundesmeldegesetzes erfolgt die Datenabfrage nunmehr nach §§ 34a, 38 BMG i.V.m. §§ 15, 58b, 
58c, 77 WPflG im automatisierten Abruf. Eine Widerspruchsmöglichkeit besteht für keinen der 
dort genannten Abrufzwecke. 

Rhauderfehn und Ostrhauderfehn, Oktober 2026 

Gemeinde Rhauderfehn  
Der Bürgermeister  
Müller   

Gemeinde Ostrhauderfehn      
Der Bürgermeister   
Harders


